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Die Sechste Novelle
des Kreditwesen-
gesetzes

Vor der parlamentarischen Sommer-

pause 1997 haben die gesetzgebenden

Körperschaften die Sechste Novelle des

Kreditwesengesetzes (KWG) verabschie-

det.1) Die Novelle dient im wesentlichen

der Umsetzung von drei Richtlinien der

Europäischen Union in deutsches Recht:

der Wertpapierdienstleistungsrichtlinie,

der Kapitaladäquanzrichtlinie und der

BCCI-Folgerichtlinie. Mit der Umset-

zung der Wertpapierdienstleistungs-

richtlinie werden Wertpapierfirmen

nach den gleichen Regeln wie Kredit-

institute beaufsichtigt; somit wurde

aufsichtsrechtlich ein ¹Level Playing

Fieldª für Kreditinstitute und Wert-

papierfirmen geschaffen. Die Kapital-

adäquanzrichtlinie regelt die Eigenmit-

telunterlegung der Markt- und Groû-

kreditrisiken des Handelsbuchs. Mit der

BCCI-Folgerichtlinie werden aufsichts-

rechtliche Konsequenzen aus dem Zu-

sammenbruch des Bankhauses Bank of

Credit and Commerce International ge-

zogen. Ferner wurde die Ausgabe elek-

tronischen Geldes (Geldkarten- und

Netzgeldgeschäft) zum Bankgeschäft

erklärt. Zugleich wurden mit der Sech-

sten KWG-Novelle und mit den sich ihr

anschlieûenden Verordnungen Schritte

zur Vereinfachung der Bankenaufsicht

unternommen.

1 Ein kleinerer Teil der Bestimmungen ist unmittelbar
nach der Verkündung am 28. Oktober 1997 in Kraft ge-
treten. Bis auf die Regelungen zur Angemessenheit der
Eigenmittel und über Groûkredite, deren Beachtung erst
ab 1. Oktober 1998 obligatorisch ist, gilt die Mehrzahl
der Neuerungen seit 1. Januar 1998.
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Mit der Vierten und Fünften Novelle des Kre-

ditwesengesetzes wurden in Deutschland die

Voraussetzungen für einen gemeinsamen

europäischen Binnenmarkt mit Bankdienstlei-

stungen geschaffen. Der ¹Europäische Paûª

eröffnet den in den Ländern des Europäi-

schen Wirtschaftsraumes (EWR) ansässigen

und nach harmonisierten Regeln beaufsich-

tigten Kreditinstituten die Möglichkeit, ohne

besondere Genehmigung in anderen EWR-

Ländern Niederlassungen zu errichten oder

grenzüberschreitende Bankdienstleistungen

anzubieten. EWR-weit gleiche Wettbewerbs-

bedingungen werden durch die mit der Fünf-

ten KWG-Novelle umgesetzte Konsolidie-

rungsrichtlinie und die Groûkreditrichtlinie

geschaffen, die die bankaufsichtlichen Rege-

lungen der tatsächlich bestehenden Risiko-

lage der Institute besser anpaûten.

Ausgenommen von diesen Aufsichtsregelun-

gen waren in Deutschland bisher Wertpapier-

firmen, obwohl sie mit den Universalbanken

deutschen Zuschnitts im direkten Wettbe-

werb stehen. Auf EU-Ebene enthält die Wert-

papierdienstleistungsrichtlinie Mindestbedin-

gungen für die Zulassung und Beaufsichti-

gung von Unternehmen, die gewerbsmäûig

Wertpapierdienstleistungen erbringen.

Auch Wertpapierfirmen können nun auf

Grund der gegenseitigen Anerkennung die

unter die Richtlinie fallenden Wertpapier-

dienstleistungen und Nebenleistungen, für

die sie durch den Herkunftsstaat die Zulas-

sung erhalten haben, im gesamten Europäi-

schen Wirtschaftsraum erbringen. Die Unter-

nehmen sind dabei frei, sich auf den grenz-

überschreitenden Dienstleistungsverkehr zu

beschränken oder in dem anderen Vertrags-

staat eine Zweigniederlassung zu errichten.

Für die Aufsicht ist grundsätzlich der Her-

kunftsstaat zuständig.

Mit der Umsetzung der Wertpapierdienstlei-

stungsrichtlinie im Rahmen der Sechsten

KWG-Novelle wird im deutschen Aufsichts-

recht nunmehr zwischen Bankgeschäften

und Finanzdienstleistungsgeschäften unter-

schieden. Unternehmen, die Finanzdienstlei-

stungsgeschäfte gewerbsmäûig oder in

einem Umfang erbringen, der einen in kauf-

männischer Weise eingerichteten Geschäfts-

betrieb erfordert, sind Finanzdienstleistungs-

institute. Die Begriffe Finanzdienstleistungsin-

stitut (i. S.d. KWG) und Wertpapierfirma

(i. S.d. der Wertpapierdienstleistungsricht-

linie) sind nicht voll deckungsgleich. Zum

einen sind die Drittstaateneinlagenvermitt-

lung, das Finanztransfergeschäft und das

Sortengeschäft Finanzdienstleistungen, aber

keine Wertpapierdienstleistungen, zum an-

dern sind das Finanzkommissionsgeschäft

und das Emissionsübernahmegeschäft als

Wertpapierdienstleistungen in Deutschland

zu Bankgeschäften und nicht zu Finanz-

dienstleistungsgeschäften erklärt worden.

Diese Zuordnung folgt dem Universalbank-

prinzip. Im Ergebnis hält das KWG an dem

gegenüber dem EU-Recht weiteren Kreditin-

stitutsbegriff fest (vgl. Schaubild auf Seite 63).

Das Finanzkommissionsgeschäft wird über

den bisherigen wertpapierbezogenen Ansatz

hinaus auf andere Finanzinstrumente erwei-

tert und wie bisher auf das reine Kommissi-

onsgeschäft begrenzt, das heiût den Handel

im eigenen Namen auf fremde Rechnung.

Unverändertes
Aufsichts-
konzept

Wertpapier-
dienstleistungs-
richtlinie
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Das Emissionsübernahmegeschäft hat die

Übernahme von Finanzinstrumenten für

eigene Rechnung zur Plazierung oder die

Übernahme gleichwertiger Garantien zum

Gegenstand.

Finanzinstrumente sind Wertpapiere bezie-

hungsweise Wertrechte, Geldmarktinstru-

mente, Devisen oder Rechnungseinheiten so-

wie Derivate. Als Auffangtatbestand defi-

niert, umfassen die Geldmarktinstrumente

am Geldmarkt gehandelte Forderungen, die

nicht wertpapiermäûig verbrieft oder als

Wertrechte ausgestaltet sind, zum Beispiel so-

genannte Deposit Notes.

Einer Empfehlung des Rates des Europäischen

Währungsinstituts folgend wurde der Katalog

der Bankgeschäfte um die Ausgabe voraus-

bezahlter Karten zu Zahlungszwecken, sofern

Herausgeber und Zahlungsempfänger (Lei-

stungserbringer) nicht identisch sind (Geld-

kartengeschäft), und darüber hinaus auch die

Schaffung und die Verwaltung von Zahlungs-

einheiten in Rechnernetzen (Netzgeldge-

schäft) erweitert. So kann schon in einem

frühen Stadium negativen Entwicklungen

bei diesen neuen elektronischen Zahlungsfor-

men entgegengetreten sowie die Sicherheit

und Funktionsfähigkeit des volkswirtschaft-

lich sehr bedeutsamen bargeldlosen Zah-

lungsverkehrs besser gewährleistet werden.

Ist wegen der geringen Bedeutung eines

Geldkartensystems eine Gefährdung des Zah-

lungsverkehrs nicht zu befürchten, kann der

Emittent von einzelnen aufsichtsrechtlichen

Vorschriften freigestellt werden.

Abgrenzung der Kreditinstitute gegenüber
den Finanzdienstleistungsinstituten

Deutsche Bundesbank
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Die weiteren von der Wertpapierdienstlei-

stungsrichtlinie vorgegebenen und im KWG

als Finanzdienstleistungen bezeichneten Ge-

schäfte sind die Anlagevermittlung, die Ab-

schluûvermittlung und die Finanzportfoliover-

waltung von Finanzinstrumenten sowie der

Eigenhandel für Dritte in Finanzinstrumenten.

Während sich die Anlagevermittlung auf die

Entgegennahme und Übermittlung von Auf-

trägen von Anlegern beschränkt, erfaût die

Abschluûvermittlung die offene Stellvertre-

tung beim Abschluû von Anlagegeschäften in

Finanzinstrumenten. Bei der Finanzportfolio-

verwaltung besitzt der Verwalter einen Ent-

scheidungsspielraum im Rahmen der Anlage-

politik. In den von ihm verwalteten Portfolios

können Vermögen verschiedener Anleger zu-

sammengefaût werden. Finanzportfoliover-

walter müssen die von ihnen verwalteten

Wertpapiere bei einer Depotbank und Kun-

dengelder auf Treuhandkonten verwahren

lassen. Der Eigenhandel unterscheidet sich

von dem Finanzkommissionsgeschäft da-

durch, daû er im eigenen Namen und für

eigene Rechnung als Dienstleistung für Dritte

erfolgt. Zu den Eigenhändlern zählen insbe-

sondere die amtlichen und freien Skontrofüh-

rer an den Wertpapierbörsen.

Die weiteren Finanzdienstleistungsgeschäfte

im KWG, nämlich die Drittstaateneinlagen-

vermittlung, das heiût das Akquirieren von

Einlagengeldern im Inland und das Weiterlei-

ten an Adressen in Staaten auûerhalb des

Europäischen Wirtschaftsraums, ferner das

Finanztransfergeschäft, das heiût die Besor-

gung von Zahlungsaufträgen für andere im

Zahlungsverkehr, sowie das Sortengeschäft,

das heiût der Handel mit Sorten, sind nicht

von der Wertpapierdienstleistungsrichtlinie

vorgegeben. Sie wurden vor allem deshalb

der Aufsicht unterstellt, um unseriöse ± am

¹Grauen Kapitalmarktª tätige ± Unterneh-

men vom Markt zu verdrängen.

Das KWG sieht für diejenigen Unternehmen,

die am 1. Januar 1998 zulässigerweise ohne

eine Erlaubnis des Bundesaufsichtsamtes für

das Kreditwesen Finanzdienstleistungsge-

schäfte betrieben haben, eine Übergangsre-

gelung vor. Zeigen die betroffenen Unterneh-

men innerhalb des ersten Quartals 1998 ihre

nach dem KWG erlaubnispflichtigen Tätigkei-

ten und die Absicht, diese fortzuführen, dem

Bundesaufsichtsamt und der zuständigen

Landeszentralbank an, gilt die Erlaubnis in

dem angezeigten Umfang als erteilt. An-

schlieûend müssen auch sie die für eine Er-

laubniserteilung notwendigen Unterlagen

vorlegen und entsprechende Nachweise er-

bringen.

Bei Instituten, die nur die Drittstaateneinla-

genvermittlung, das Finanztransfergeschäft

und das Sortengeschäft betreiben, wird sich

die Aufsicht auf ein vereinfachtes Erlaubnis-

und Überwachungsverfahren beschränken.

Handelsbuch und Anlagebuch

Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinsti-

tute, die den Eigenhandel betreiben, unab-

hängig davon, ob dieser als Dienstleistung für

Dritte erfolgt oder nicht, haben sowohl ein

Handelsbuch als auch ein Anlagebuch zu füh-

ren, denen sie ihre geschäftlichen Aktivitäten

zuordnen müssen. Dem Handelsbuch werden

Finanzdienst-
leistungen

Bestandsschutz
für bestehende
Finanzdienst-
leistungs-
unternehmen

Handelsbuch-
geschäfte
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alle Positionen in Finanzinstrumenten, han-

delbaren Forderungen und Anteilen zugeord-

net, die zum Zwecke der Erzielung eines

Eigenhandelserfolges durch Ausnutzung

kurzfristiger Preisschwankungen und Diffe-

renzen zwischen Kauf- und Verkaufspreisen

im Eigenbestand gehalten werden.

Geschäfte, die mit Positionen des Handels-

buchs unmittelbar verknüpft sind, werden

ebenfalls dem Handelsbuch zugerechnet.

Dazu zählen Sicherungsgeschäfte (z.B. Deri-

vate) und die Refinanzierung von Handels-

buchpositionen. Aufgabegeschäfte, Provisi-

ons- oder Zins- und Dividendenforderungen

sowie Pensions- und Darlehensgeschäfte auf

Handelsbuchpositionen sind ebenfalls dem

Handelsbuch zuzuordnen. Ausgenommen

sind lediglich Kassapositionen in Devisen- und

Rechnungseinheiten sowie Waren- und Edel-

metallderivate. Die Einbeziehung von Ge-

schäften mit Finanzinstrumenten in das Han-

delsbuch hat nach institutsintern festgelegten

nachprüfbaren Kriterien zu geschehen, die

dem Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen

und der Deutschen Bundesbank mitzuteilen

sind.

Alle nicht dem Handelsbuch zugeordneten

bilanziellen und auûerbilanziellen Positionen

gehören dem Anlagebuch an, darunter

die Wertpapiere des Anlagevermögens und

grundsätzlich die der Liquiditätsreserve und

die für diese Positionen abgeschlossenen

Sicherungsgeschäfte.

Institute brauchen die Vorschriften für das

Handelsbuch (Eigenmittelunterlegung von

Markt- und Groûkreditrisiken) nicht zu beach-

ten, wenn sie nur in geringem Umfang mit Fi-

nanzinstrumenten handeln. In diesem Fall

werden auf die Positionen, die dem Handels-

buch zugeordnet werden, die Bestimmungen

des Anlagebuchs angewandt. Voraussetzung

für die Befreiung ist, daû der Anteil des Han-

delsbuchs am bilanziellen und auûerbilanziel-

len Geschäft in der Regel nicht mehr als 5%

und 15 Mio ECU sowie auch in Ausnahme-

situationen nicht mehr als 6% und 20 Mio

ECU beträgt. Zur Berechnung der Grenzen

werden die Handelsbuchpositionen mit ihrem

Nominalwert oder Marktpreis beziehungs-

weise der ihnen zugrunde liegenden Instru-

mente bewertet; Kauf- und Verkaufspositio-

nen werden dabei nicht saldiert. Wegen der

geringen absoluten Grenzen für die Befreiung

von den Handelsbuchvorschriften dürften nur

kleinere Institute unter die Bagatellgrenze fal-

len. Der Deutsche Bundestag hat daher die

Bundesregierung gebeten, sich für eine Erhö-

hung der Freigrenzen für die Nichtbeachtung

der Handelsbuchvorschriften in der Kapital-

adäquanzrichtlinie einzusetzen. Dies könnte

im Rahmen des sogenannten Komitologiever-

fahrens2) geschehen.

Die Kapitaladäquanzrichtlinie harmonisiert

die Beaufsichtigung der Risiken, die bei der

Durchführung von Geschäften mit Wertpa-

pieren und Derivaten (Finanzinstrumenten)

entstehen. Sie enthält Vorschriften zur Be-

rechnung der Eigenmittel, zu den Kapitalan-

forderungen für das Marktrisiko in Finanzin-

2 Aufgrund der sekundärrechtlichen Ermächtigung des
Artikels 10 der Kapitaladäquanzrichtlinie kann die Euro-
päische Kommission im Rahmen des Komitologieverfah-
rens, beraten durch den Beratenden Bankenausschuû,
generell-abstrakte Regelungen zur Anpassung der Baga-
tellgrenzen unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen
und währungspolitischen Entwicklungen erlassen.

Anlagebuch-
geschäfte

Befreiungs-
möglichkeit
von der
Anwendung
der Handels-
buchvor-
schriften

Neuer
Grundsatz I
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strumenten und auch zur Eigenmittelunterle-

gung von Groûrisiken in Finanzinstrumenten.

Der neue ± auf der Solvabilitäts- und nun-

mehr auch auf der Kapitaladäquanzrichtlinie

basierende ± Grundsatz I wird die bisherigen

Grundsätze I und Ia ablösen; seine Beachtung

ist jedoch grundsätzlich erst ab 1. Oktober

1998 obligatorisch. Im Vorgriff auf die vom

ECOFIN-Rat am 17. November 1997 be-

schlossene und dem EU-Parlament zur Zu-

stimmung vorgelegte ¾nderung der Kapital-

adäquanzrichtlinie wird den Instituten er-

laubt, die eingegangenen Zins- und Preisän-

derungsrisiken mit Hilfe von eigenen Risiko-

steuerungsmodellen zu bestimmen. Der Ein-

satz von Risikosteuerungsmodellen kann auf

einzelne Bereiche begrenzt werden (partial

use). Aufgrund der Basler Übereinkunft zur

Begrenzung von Marktpreisrisiken können

die international tätigen Institute bereits zum

1. Januar 1998 von der Bankenaufsicht ge-

nehmigte Risikosteuerungsmodelle einsetzen.

Für Nichthandelsbuchinstitute gelten für das

Anlagebuch die Vorschriften des Grundsatz I

mit Ausnahme des fünften Abschnitts über

Zins- und Aktienkursrisiken.

Eigenmittel

Die Eigenmittelvorschriften sind in zweifacher

Hinsicht dynamisiert worden. Nimmt ein Insti-

tut zum Beispiel Genuûrechtskapital auf, gilt

dies unmittelbar als Ergänzungskapital, ohne

daû es wie bisher einer förmlichen Anerken-

nung durch die Bankenaufsicht bedarf.

Eine weitere Dynamisierung beruht auf der

Behandlung der mit der Sechsten KWG-No-

velle aufgenommenen Drittrangmittel als Teil

der Eigenmittel. Die Drittrangmittel setzen

sich aus dem Nettogewinn des Handelsbuchs

(Buchgewinne) und den kurzfristigen nach-

rangigen Verbindlichkeiten zusammen. Der

Nettogewinn ist der Gewinn, der bei einer

Glattstellung aller Handelsbuchpositionen

entstünde, abzüglich aller Aufwendungen

und Ausschüttungen sowie der bei einer Li-

quidation des Unternehmens voraussichtlich

entstehenden Verluste aus dem Anlagebuch.

Die kurzfristigen nachrangigen Verbindlich-

keiten unterscheiden sich von den nachran-

gigen Verbindlichkeiten, die bisher als Ergän-

zungskapital anerkannt werden, lediglich

durch die kürzere Ursprungslaufzeit von

wenigstens zwei Jahren. Diese Drittrangmittel

bilden mit dem haftenden Eigenkapital, be-

stehend aus Kern- und Ergänzungskapital,

die Eigenmittel.

Handelsbuchinstitute können nun neben dem

haftenden Eigenkapital zusätzlich diese Dritt-

rangmittel zur Unterlegung der Risiken des

Handelsbuchs verwenden. Nichthandelsbuch-

institute können Drittrangmittel allein zur Un-

terlegung von Fremdwährungs- und Rohwa-

renrisiken nutzen. Die Risikoaktiva des Anla-

gebuchs sind auch bei Handelsbuchinstituten

ausschlieûlich mit haftendem Eigenkapital zu

unterlegen. Die Unterlegung der Markt- und

Groûkreditrisiken des Handelsbuchs erfolgt

mit dem nicht durch das Anlagebuch ver-

brauchten Kern- und Ergänzungskapital so-

wie Drittrangmitteln. Diese Eigenmittelkom-

ponenten sind in ihrer Höhe jedoch auf

250% des freien, vom Anlagebuch nicht ver-

brauchten Kernkapitals begrenzt.

Dynamisierte
Eigenmittel-
vorschriften

Drittrangmittel
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Durch die Begrenzung der zur Unterlegung

der Handelsbuchgeschäfte geeigneten Eigen-

mittel auf das Zweieinhalbfache des freien

Kernkapitals ergibt sich, daû jedes Geschäft

(z.B. eine Kreditgewährung oder Kreditrück-

zahlung) im Anlagebuch durch seinen Kapi-

talverbrauch beziehungsweise -freisetzung

die ansetzbaren Drittrangmittel und Eigen-

mittel verändert und damit unmittelbar Rück-

wirkungen auf Geschäftsmöglichkeiten im

Handelsbuch hat.

Anfangskapital für Finanzdienst-

leistungsinstitute ± Übergangsregelung

des §64e KWG

Nicht nur Kreditinstitute, sondern auch

Finanzdienstleistungsinstitute (vgl. Schaubild

auf Seite 63) müssen in Abhängigkeit von

den von ihnen betriebenen Geschäftsarten

über ein Mindestanfangskapital verfügen. Fi-

nanzdienstleistungsinstituten, die auf eigene

Rechnung mit Finanzinstrumenten handeln,

sowie Wertpapierhandelsbanken müssen

730 000 ECU zur Verfügung stehen; Anlage-

und Abschluûvermittlern sowie Portfoliover-

waltern nur 125 000 ECU; soweit sie nicht

befugt sind, sich bei der Erbringung von

Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz

an Geldern oder Wertpapieren von Kunden

zu verschaffen, reicht ein Gegenwert von

50 000 ECU. Anlage- und Abschluûvermitt-

ler können statt dessen auch den Abschluû

einer geeigneten Versicherung nachweisen;

sie erhalten dann jedoch keinen ¹Europäi-

schen Paûª. Finanzdienstleistungsinstitute,

die keine Wertpapierfirmen im Sinne der

Wertpapierdienstleistungsrichtlinie sind (z.B.

Wechselstuben), brauchen kein Mindestan-

fangskapital vorzuhalten.

Finanzdienstleistungsinstitute und Wertpa-

pierhandelsbanken, die am 1. Januar 1998

zulässigerweise tätig waren, ohne über eine

Erlaubnis des Bundesaufsichtsamtes für das

Kreditwesen zu verfügen, müssen das An-

fangskapital erst ab dem 1. Januar 2003

nachweisen. Bis dahin darf das zur Verfügung

stehende Kapital den Durchschnittswert der

jeweils sechs vorangehenden Monate nicht

unterschreiten; der Durchschnittswert ist alle

sechs Monate zu berechnen und dem Bun-

desaufsichtsamt mitzuteilen.

Neben einem Mindestanfangskapital für Insti-

tute muû ein Wertpapierhandelsunterneh-

men ab dem 1. Januar 1998 Eigenmittel auf-

weisen, die mindestens ein Viertel seiner

Gemeinkosten des letzten Jahresabschlusses

betragen. Zu den Gemeinkosten gehören

die allgemeinen Verwaltungsaufwendungen,

die sonstigen betrieblichen Aufwendungen,

die Abschreibungen sowie die Wertberichti-

gungen und Rückstellungen im Kreditge-

schäft. Mit dieser Regelung soll eine ord-

nungsgemäûe Abwicklung eines Unterneh-

mens, das in die Verlustzone geraten ist,

gewährleistet werden.

Konsolidierung

Die Sechste KWG-Novelle hat auch die Kon-

solidierungsvorschriften nicht unberührt ge-

lassen. So können jetzt auch Finanzdienstlei-

stungsinstitute übergeordnetes Institut einer

Institutsgruppe sein. Für das Bestehen einer

Konnex
zwischen
Anlage- und
Handelsbuch

Unterschied-
liches Anfangs-
kapital

Eigenmittel
M25% der
Gemeinkosten
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Finanzholdinggruppe ist nicht mehr konstitu-

tiv, daû ihr ein Einlagenkreditinstitut ange-

hört. Ausreichend ist nunmehr die Zugehörig-

keit eines Wertpapierhandelsunternehmens.

Zur Vereinfachung der Aufsicht entfällt die

Pflichtkonsolidierung eines Unternehmens bei

einer unmittelbaren oder mittelbaren Beteili-

gung von mindestens 40%. Konsolidiert wer-

den müssen grundsätzlich nur noch Tochter-

unternehmen, das heiût Unternehmen, an

denen eine Mehrheitsbeteiligung besteht

oder auf die beherrschender Einfluû ausgeübt

werden kann, und Gemeinschaftsunterneh-

men. Unterkonsolidierungskreise bei wechsel-

seitigen Beteiligungen oder Beteiligungen

von unter 75% sind nicht mehr erforderlich.

Bei der Unterlegung der Marktpreisrisiken ist

die Verrechnung von Kauf- und Verkaufsposi-

tionen innerhalb einer Gruppe unter anderem

nur zulässig, wenn die gruppenangehörigen

Unternehmen in die zentrale Risikosteuerung

des übergeordneten Unternehmens einbezo-

gen sind.

Erweiterte Groûkreditbestimmungen

für Handelsbuchinstitute

Für alle Institute gelten hinsichtlich der Groû-

kredite des Anlagebuchs die gleichen Rege-

lungen wie bisher. Nach wie vor dürfen Über-

schreitungen der Groûkrediteinzelobergrenze

im Anlagebuch nur mit Zustimmung der Ban-

kenaufsicht und bei Unterlegung mit haften-

dem Eigenkapital erfolgen, das dann nicht

mehr für den Grundsatz I zur Verfügung

steht. Bei Handelsbuchinstituten liegt ein

Groûkredit auch dann vor, wenn die kredit-

nehmerbezogene Gesamtposition aus dem

Anlage- und dem Handelsbuch 10% (bis

Ende 1998 15%) der Eigenmittel übersteigt.

Diese kreditnehmerbezogene Gesamtposition

darf 25% (bis Ende 1998 40%) der Eigen-

mittel nicht überschreiten. Die Groûkreditge-

samtobergrenze für das Anlage- und Han-

delsbuch zusammen ist auf das Achtfache

der Eigenmittel festgelegt.

Mit Zustimmung der Bankenaufsicht kann ein

Handelsbuchinstitut die kreditnehmerbezo-

gene Handelsbuch-Gesamtposition auf das

Fünffache seiner Eigenmittel, die nicht zur

Unterlegung von Risiken des Anlagebuchs be-

nötigt werden, ausdehnen. Die Überschrei-

tungen müssen mit Eigenmitteln unterlegt

werden. Alle kreditnehmerbezogenen Über-

schreitungen der Gesamtbuch-Groûkreditein-

zelobergrenze von 25% der Eigenmittel, die

länger als zehn Tage dauern, sind auf das

Sechsfache der Eigenmittel limitiert, die nicht

zur Unterlegung von Risiken des Anlagebuchs

benötigt werden. Die Anrechnung von Han-

delsbuchpositionen auf die Groûkreditgren-

zen sowie die Eigenmittelunterlegung wer-

den durch die Groû- und Millionenkreditver-

ordnung geregelt, in die auch die Bestimmun-

gen der Kapitaladäquanzrichtlinie zur Berech-

nung der Groûkreditrisiken des Handelsbuchs

aufgenommen worden sind.

Mit der Groû- und Millionenkreditverordnung

wird von der Ermächtigung Gebrauch ge-

macht, statt unverzüglicher Anzeigen von

Groûkrediten regelmäûige Sammelanzeigen

vorzusehen. Sämtliche Groûkredite müssen

nunmehr quartalsweise gemeldet werden.

¹Verschlan-
kungª der
Konsolidierung
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Unverzügliche Anzeigen sind auûer im Fall

von unerlaubten Überschreitungen der Groû-

krediteinzelobergrenze von 25% des haften-

den Eigenkapitals beziehungsweise der

Eigenmittel oder der Groûkreditgesamtober-

grenze nicht mehr abzugeben. Anzuzeigen

ist auch die fehlende Nachholung der vorge-

schriebenen einstimmigen Beschluûfassung

bei der Gewährung eines Groûkredites inner-

halb eines Monats.

Millionenkreditanzeigen

In das Meldesystem für Millionenkredite wer-

den auch Finanzdienstleistungsinstitute, die

den Eigenhandel als Dienstleistung für Dritte

betreiben, und Finanzunternehmen, die das

Factoringgeschäft betreiben, einbezogen. Die

Teilnahme der Factoringunternehmen ist

unter anderem die Reaktion auf den Zusam-

menbruch einer gröûeren Factoringfirma, die

nicht existierende Forderungen aufgekauft

hat. Der Fall hat gezeigt, daû auch der Zu-

sammenbruch eines Factoringunternehmens

die Stabilität des Finanzsystems berühren

kann. Die Einbeziehung von Factoringunter-

nehmen in das Millionenkreditmeldewesen

erhöht die Transparenz der Verschuldungs-

strukturen in der Wirtschaft und kann damit

zur Verbesserung der Kreditentscheidung und

-überwachung der Institute beitragen.

Meldepflichtige Unternehmen können in Zu-

kunft vor der Gewährung eines eigenen mel-

depflichtigen Kredits den Stand der Verschul-

dung des potentiellen Kreditnehmers erfra-

gen, wenn dieser in die Anfrage einwilligt

Ergänzende Verordnungen
zur Sechsten KWG-Novelle

Die Novellierung des Kreditwesengesetzes
bedingt die Überarbeitung beziehungs-
weise den Erlaû einer Reihe von Rechts-
verordnungen. Das Erlaubnisverfahren für
Finanzdienstleistungsinstitute, die am 1. Ja-
nuar 1998 zulässigerweise tätig waren,
wird durch die Erstanzeigenverordnung
und die Ergänzungsanzeigenverordnung
geregelt. Die laufende Beaufsichtigung
wird durch die Monatsausweisverordnung
und für Skontroführer im Sinne des Börsen-
gesetzes durch die Skontroführer-Monats-
ausweisverordnung konkretisiert.

Dem Ziel der Vereinfachung der Banken-
aufsicht tragen die Anzeigenverordnung
und die Verordnung über die Meldung von
Groû- und Millionenkredite Rechnung. In
der Anzeigenverordnung werden der bes-
seren Übersichtlichkeit wegen die Befrei-
ungstatbestände, die bisher in der Befrei-
ungsverordnung geregelt wurden, unmit-
telbar dem jeweiligen Anzeigentatbestand
zugeordnet. Mit der Groû- und Millionen-
kreditverordnung, die die bisherige Kredit-
bestimmungsverordnung ablöst, werden
die bisherigen ad-hoc-Meldungen bei erst-
maliger Gewährung von Groûkrediten und
deren Erhöhung um 20% und mehr sowie
die jährlichen Sammelanzeigen ersatzlos
entfallen. Statt dessen wird es kalendervier-
teljährliche Meldungen geben, die die In-
stitute in einer gemeinsamen Anzeige zu-
sammen mit den §14-KWG-Meldungen zu
erstatten haben. Der Umfang der Angaben
in diesen kombinierten §§13/14-KWG-Mel-
dungen wurde auf das aufsichtsrechtlich
unbedingt Notwendige beschränkt. Gleich-
wohl wird durch die gemeinsame Meldung
der Groû- und Millionenkredite die Grund-
lage für eine mehr qualitative Aufsicht ge-
schaffen.

Deutsche Bundesbank

Erweiterung
des Kreises
der Melde-
pflichtigen

Vorabanfrage



Deutsche
Bundesbank
Monatsbericht
Januar 1998 Stand: 16. Januar 1998

70

und der in Aussicht genommene Kredit

wenigsten 3 Mio DM beträgt.

Sonstige ¾nderungen im KWG

Mit der BCCI-Folgerichtlinie ist Unternehmen,

die Bankgeschäfte betreiben oder Finanz-

dienstleistungen anbieten wollen, die Zulas-

sung zu versagen oder zu entziehen, wenn

die Organisation des Unternehmens oder die

Besitzverhältnisse an ihm eine wirksame Auf-

sicht vereiteln. Darüber hinaus enthält die

Richtlinie Vorschriften zum Informationsaus-

tausch zwischen Aufsichtsbehörden und

anderen Stellen sowie zu den Informations-

pflichten externer Prüfer.

Mit der Sechsten KWG-Novelle wurden be-

sondere organisatorische Pflichten von Insti-

tuten statuiert. Diese müssen zum einen über

geeignete Regelungen zur Steuerung, Über-

wachung und Kontrolle der eingegangenen

Risiken verfügen, so daû sich die finanzielle

Lage des Instituts jederzeit mit hinreichender

Genauigkeit bestimmen läût. Neben der

ordnungsgemäûen Organisation seiner Ge-

schäfte und der Einrichtung eines angemesse-

nen internen Kontrollverfahrens muû es zum

andern auch Sicherheitsvorkehrungen für

den Einsatz der elektronischen Datenver-

arbeitung treffen. Soweit Bereiche, die für

die Durchführung der Bank- und Finanz-

dienstleistungsgeschäfte wesentlich sind, auf

ein anderes Unternehmen ausgelagert wer-

den (sogenanntes Outsourcing), dürfen da-

durch weder die Ordnungsmäûigkeit dieser

Geschäfte noch die Steuerungs- und Kontroll-

möglichkeit der Geschäftsleitung noch die

Vereinfachung der Bankenaufsicht

± Die Begrenzung von Anlagen ist weitge-

hend entfallen, nur noch bedeutende

Beteiligungen sind begrenzt (§12 KWG).

± Der Konsolidierungskreis wurde bei §10a

KWG und §13b KWG vereinheitlicht.

± Die Pflichtkonsolidierung ab einem Be-

teiligungsbesitz von 40% wurde für den

Grundsatz I aufgehoben.

± Verzicht auf Meldung der Organkredite

(§16 KWG).

± Die Betragsgrenze für die Pflicht, sich

die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kre-

ditnehmers offenlegen zu lassen, wurde

von 250 000 DM auf 500 000 DM erhöht.

± Soweit sachlich möglich, wurden die Be-

griffe im Grundsatz I und in der Groû-

und Millionenkreditverordnung verein-

heitlicht.

± Verzicht auf ad-hoc-Meldung der Groû-

kredite und ihrer Erhöhung.

± Gemeinsame quartalsmäûige Anzeige

von Groû- und Millionenkrediten.

± Die Informationsdichte der routinemäûi-

gen Groûkreditanzeigen wurde zurück-

geführt.

± Vorabanfragemöglichkeit für die Insti-

tute, die die Vergabe eines Kredites von

über 3 Mio DM beabsichtigen.

± Das für die Millionenkreditmeldungen

bereits bewährte papierlose Einrei-

chungsverfahren wird auch für die routi-

nemäûigen Groûkreditanzeigen einge-

führt.

± Zur besseren Übersicht wurden die Be-

freiungstatbestände in die Anzeigenver-

ordnung eingearbeitet.

Deutsche Bundesbank
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Prüfungsrechte des Bundesaufsichtsamtes für

das Kreditwesen beeinträchtigt werden.

Erstmals erhält die Bankenaufsicht die Mög-

lichkeit, im Rahmen der ihr zugewiesenen

Aufgaben gegenüber einem Institut und sei-

nen Geschäftsleitern Anordnungen zu treffen,

um Miûstände in dem Institut zu verhindern

oder zu beseitigen, welche die Sicherheit der

dem Institut anvertrauten Vermögenswerte

gefährden können oder die ordnungsmäûige

Durchführung der Geschäfte beeinträchtigen.

Bisher konnte Miûständen in der Regel nur

durch die Abberufung von Geschäftsleitern

entgegengewirkt werden.

Darüber hinaus erhält die Bankenaufsicht nun

das erforderliche Instrumentarium, um im

Rahmen ihres auf Finanzdienstleistungsinsti-

tute ausgeweiteten Zuständigkeitsbereichs

unerlaubte Bank- und Finanzdienstleistungs-

geschäfte erfolgreich bekämpfen zu können.

So kann die Bankenaufsicht unter anderem

die Geschäftsräume von Unternehmen betre-

ten, um dort Prüfungen vorzunehmen,

Durchsuchungen durchzuführen und Beweis-

mittel sicherzustellen.

Dem Kredit- und Finanzdienstleistungsge-

werbe wurden neben der ¹Verschlankungª

der Konsolidierungsvorschriften in drei weite-

ren Bereichen Erleichterungen gewährt. So

entfällt die Bestimmung, die die Anlagen der

Kreditinstitute in schwer realisierbaren Aktiva

(Gebäude, Beteiligungen usw.) auf das haf-

tende Eigenkapital begrenzt. Allein die Bestim-

mungen zur Begrenzung der Beteiligungen

von Einlagenkreditinstituten an Unternehmen

auûerhalb des Finanzsektors sind erhalten ge-

blieben. Des weiteren wird auf die Meldung

der Organkredite verzichtet. Die unverzügliche

Anzeigepflicht führte zu einem erheblichen

Aufwand in den Instituten, der in keinem Ver-

hältnis zu den aufsichtsrechtlichen Erkenntnis-

sen steht. Die Einhaltung der Organkreditvor-

schriften selbst wird nun im Rahmen der Jah-

resabschluûprüfung überwacht. Auf Drängen

der Kreditwirtschaft wurde ferner der Kredit-

betrag, ab dem sich die Kreditinstitute die

wirtschaftlichen Verhältnisse eines Kreditneh-

mers offenlegen lassen müssen, von 250 000

DM auf 500 000 DM angehoben. Einen Über-

blick über die Erleichterungen in der Beauf-

sichtigung gibt die Übersicht auf Seite 70.

Ausblick

Mit Umsetzung der Wertpapierdienstlei-

stungsrichtlinie und der Kapitaladäquanzricht-

linie, die die gegenseitige Anerkennung der

Aufsicht auf Wertpapierfirmen ausdehnt, kön-

nen Wertpapierfirmen nun mit dem ¹Europäi-

schen Paûª im gesamten Europäischen Wirt-

schaftsraum die unter die Richtlinie fallen-

den Wertpapierdienstleistungen und Neben-

leistungen erbringen, für die sie in ihrem Her-

kunftsstaat die Zulassung erhalten haben.

Zur Umsetzung in das deutsche Aufsichtsrecht

steht noch die Richtlinie über Systeme für die

Entschädigung der Anleger an, die im März

1997 vom Europäischen Parlament und Rat

verabschiedet wurde. Nachdem der Europäi-

sche Gerichtshof der Klage gegen die Richt-

linie über Einlagensicherungssysteme nicht

stattgegeben hat, muû auch diese Richtlinie

jetzt unverzüglich im KWG umgesetzt werden.

Erweiterte
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